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Geſetz- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Ne 


(Nr. 7292.) Vertrag zwiſchen Preußen und Lübeck in Betreff der Zoll- und Steuerverhält⸗ 
niſſe mehrerer Lübeckiſcher Gebietstheile. Vom 28. Mai 1868. 


San Majeſtät der König von Preußen und der Hohe Senat der freien und 
Hanſeſtadt Lübeck haben beſchloſſen, an die Stelle der Verabredungen, welche der 
mit dem 1. Juli 1868. ablaufende Vertrag vom 20. Juli 1853. 0 Däne⸗ 
mark und Lübeck, betreffend den Anſchluß mehrerer Lübeckiſchen Gebietstheile an 
das Zoll⸗ und Brennſteuerſyſtem des Herzogthums Holſtein, enthält, die durch 
die inzwiſchen eingetretenen Veränderungen bedingten anderweiten Beſtimmungen 
er „au treffen, und zur Verhandlung über einen dieſerhalb abzuſchließenden Vertrag 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold 
Henning, 


der Hohe Senat der freien und Hanſeſtadt Lübeck: 


Seinen Miniſterreſidenten am Königlich Preußiſchen Hofe 
Dr. Friedrich Krüger 


bevollmächtigt, von welchen Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratifikation, 
folgender Vertrag geſchloſſen worden iſt: 


Artikel 1. 


In den folgenden, vom Herzogthum Holſtein umſchloſſenen Lübeckiſchen 
Gebietstheilen, nämlich den Dörfern au, Krumbeck, halb Curau und Mahl⸗ 
kendorf, welche dem Zoll- und Handelsgebiet des Norddeutſchen Bundes nach 
Maaßgabe des Artikels 33. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes angehören, 
ſind, in Gemäßheit der Artikel 35. und 38. dieſer Verfaſſung, die Zölle und die 
Steuern von einheimiſchem Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Taback für die 
Bundeskaſſe zu erheben. 

Jahrgang 1869. (Nr. 72929 21 Art. 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Januar 1869. 


Scheer 
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Artikel 2. 


In den gedachten Gebietstheilen (Artikel 1.) wird außer der daſelbſt für 
Spielkarten beſtehenden Stempelſteuer auch eine ſolche von Kalendern in Ueber⸗ 
einſtimmung mit den in Preußen beſtehenden oder künftig zu erlaſſenden geſetz⸗ 
lichen und administrativen Beſtimmungen dergeſtalt zur Erhebung gelangen, daß 
erſt die auf das Jahr 1869. erſcheinenden Kalender der Stempelung unterliegen. 
Es werden Seitens des Hohen Senats der freien und Hanſeſtadt Lübeck die zu 
dieſem Ende erforderlichen Anordnungen erlaſſen werden. Der Epik Ver⸗ 
kehr zwiſchen den genannten Gebietstheilen und Preußen mit Spielkarten und 
Kalendern iſt in Folge deſſen keinen weiteren, als den aus den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften folgenden Beſchränkungen unterworfen. g 


Artikel 3. 


Die Verwaltung der im Artikel 1. bezeichneten Abgaben verbleibt der Re⸗ 
gierung Seiner Majeftät des Königs von Preußen, auch wird zur erbeiführung 
eines übereinſtimmenden Verfahrens die Verwaltung der im Artikel 2. bezeichneten 
Abgaben der Regierung Seiner Majeſtät des Königs von Preußen überlaſſen, 
welche demgemäß die gedachten Abgaben erheben und die damit verbundenen 
Koſten verwenden wird. 


Artikel 4. 


Die Beträge, welche in den im Artikel 1. genannten Gebietstheilen an den 
ebendafelbft namhaft gemachten Abgaben zur Erhebung gelangen, werden in 
Gemäßheit der Beſtimmungen im Attikel 38. der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes, mithin unter Zurückhaltung der zuläſſigen Abzüge für Verwaltungs 
und Erhebungskoſten, von der Königlich Preußiſchen Regierung an die Bundes⸗ 
kaſſe abgeführt. 


Artikel 5. 


Hinſichtlich des Karten- und Kalenderſtempels tritt zwiſchen den im Ar⸗ 
tikel 1. genannten Gebietstheilen und Preußen dergeſtalt eine Gemeinjchaft ein, 
daß die Bruttoerträge nach Abzug der etwaigen Rückzahlungen und Abgaben⸗ 
vergütungen und von 3 Prozent für Erhebungskoſten nach dem Maaßſtabe der 
Bevölkerung der Preußiſchen Monarchie und der im Artikel 1. bezeichneten 
Gebietstheile vertheilt werden und der danach für die freie und Hanſeſtadt Lübeck 
ermittelte Betrag an dieſelbe von Preußen herausgezahlt wird. 


Artikel 6. 


Zum Zwecke der in den Artikeln 4. und 5. erwähnten Berechnungen wird 
die Bevölkerung der im Artikel 1. gedachten Gebietstheile zu derſelben Zeit und 


nach denſelben Grundſätzen feſtgeſtellk werden, wie dies zum Zwecke der Revenüen⸗ 4 | 
Die 


theilung mit den Zollvereinsſtaaten in Preußen geſchieht. 


> — 155 — 

i Die Berechnung erfolgt nach Ablauf eines jeden Jahres, es wird das 
Ergebniß derſelben von Seiten des Königlich Preußiſchen Finanzminiſteriums 
nach Lübeck mitgetheilt, und es werden im Falle des Einverſtändniſſes mit dem 
Ergebniſſe die erforderlichen Herauszahlungen alsbald geleiſtet. 


Artikel 7. 


Die von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen im Herzogthume 
olſtein zur Erhebung und Kontrole der in den Artikeln 1. und 2. bezeichneten 
Abgaben angeſtellten Beamten ſollen die ihnen zu dieſem Zwecke zuſtehenden 
Amtsbefugniſſe in vollem Umfange auch innerhalb der im Artikel 1. genannten 
Lübeckiſchen Gebietstheile auszuüben befugt ſein und die Lübeckiſchen Juſtiz⸗ 
I Polizeibehörden werden denſelben dabei jeden geſetzlich zuläſſigen Beiſtand 
eiſten. 


Artikel 8. 


i Die Unterſuchung und Beſtrafung der in den im Artikel 1. bezeichneten 
Gebietstheilen begangenen Zoll- und Steuervergehen erfolgt nach Maaßgabe des 
in Preußen jetzt oder künftig zur Anwendung kommenden Verfahrens und zur 

Zeit nach Maaßgabe der für dieſe Gebietstheile bereits publizirten Ordnung für 

das Verfahren bei Entdeckung und Unterſuchung von Zuwiderhandlungen gegen 

die Zoll⸗ und Steuergeſetze, und zwar im adminiſtrativen Verfahren von dem 

Hauptamte, zu deſſen Bezirke die in Rede ſtehenden Gebietstheile gehören wer⸗ 

den, und deſſen vorgeſetzten Verwaltungsbehörden, im gerichtlichen Verfahren 

aber von den Lübeckiſchen Gerichtsbehörden nach den beſtehenden Normen und 

Kompetenzbeſtimmungen. 

Die Zoll⸗ und Steuer⸗Strafgelder, ſowie die konfiszirten Gegenſtände oder 
deren Werth, fallen, abgeſehen vom Antheile der Denunzianten, dem Fiskus des⸗ 
jenigen Staates zu, von deſſen Behörden der Strafbeſcheid erlaſſen iſt. 


Artikel 9. 


Das Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungsrecht wird in Anſehung der 

wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zoll⸗ und Steuergeſetze verhängten Strafen 

dem Staate zuſtehen, von deſſen Behörden die Strafe erkannt iſt. Es iſt jedoch 

vor Ausübung dieſes Rechts der zuſtändigen Zoll⸗ und Steuerverwaltungs⸗Be⸗ 

hörde Gelegenheit zu geben, ſich über die eingegangenen Begnadigungsgeſuche zu 
n 


r 


äußern. 
Artikel 10. 


Die mit der Unterſuchung und Beſtrafung der Zoll» und Steuerkontra⸗ 
ventionen beauftragten Behörden des einen Staates ſollen den in einer ſolchen 
Angelegenheit an fie ergehenden Requiſitionen derartiger Behörden des anderen 
Staates ſowohl in Beziehung auf die Siſtirung der Kontravenienten, dieſelben 
mögen nun Unterthanen eines fremden Staates oder eines der kontrahirenden 
Staaten fein, vor der requirirenden Behörde, als auf die Beitreibung und Ab⸗ 
lieferung der von denſelben in Folge gefällter Erkenntniſſe zu erlegenden Gelder, 
Ur. 7292. . 217% : oder 
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oder auch auf die Beſchlagnahme und Auslieferung zur Ermittelung des That⸗ 
ä 


beſtandes erforderlicher oder bereits für konfiszirt erklärter Kontraventions⸗Gegen⸗ 
ſtände, oder auf Vollziehung der ſtatt der Geldstrafen geſetzlich eintretenden Frei⸗ 
heitsſtrafen, ſtets auf das Bereitwilligſte genügen. 


Artikel 11. 


Der Senat der freien Hanſeſtadt Lübeck verpflichtet ſich noch insbeſondere, 
durch alle ihm zu Gebote ſtehenden Mittel die Königliche Regierung in der Ent⸗ 
deckung von Zoll⸗ und Steuerkontraventionen und Unterdrückung des Schleich⸗ 
handels bereitwilligſt zu unterſtützen. f 


Artikel 12. 
Der gegenwärtige Vertrag tritt am 1. Juli 1868. in Kraft. f 


Die Dauer deſſelben iſt, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, auf 


zehn Jahre verabredet. 

Erfolgt ein Jahr vor Ablauf deſſelben von dem einen oder dem andern 
der dee Theile keine Aufkündigung, ſo ſoll der Vertrag als auf fünf 
Jahre prolongirt angeſehen werden und bis zur erfolgenden Kündigung in der 
angegebenen Art immer von fünf zu fünf Jah 
behalten. 

Artikel 13. 


Dieſer Vertrag ſoll in zwei gleichlautenden Originalexemplaren ausgefer⸗ 


tigt und unverzüglich zur Ertheilung der Allerhöchſten und Hohen Ratifikation 


vorgelegt werden, deren Auswechſelung baldmöglichſt ſtattfinden wird. 


Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
beſiegelt worden. f | / 


So gefchehen zu Berlin, den 28. Mai 1868. 
(L. S.) Henning. (L. S.) Krüger. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden hat ſtattgefunden. N 
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ren fortlaufend verbindliche Kraft 


| 
| 


N 2 
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N (Nr. 7293.) Vertrag zwiſchen Preußen und Hamburg in Betreff der Zoll⸗ und Steuer⸗ 


verhältniſſe mehrerer Hamburgiſcher Gebietstheile. Vom 28. Mai 1868. 


Sen Majeſtät der König von Preußen und der Hohe Senat der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg haben beſchloſſen, an die Stelle der Verabredungen, welche 
der mit dem 1. Juli 1868. ablaufende Vertrag vom 21. Juni 1853. zwiſchen 
Dänemark und Hamburg, betreffend den Anſchluß mehrerer Hamburgiſcher Ge⸗ 
bietstheile an das Zoll⸗ und Brennſteuerſyſtem des Herzogthums Holſtein, ent⸗ 
an die durch die inzwiſchen eingetretenen Veränderungen bedingten anderweiten 

eſtimmungen zu treffen, und zur Verhandlung über einen dieſerhalb abzu⸗ 
ſchließenden Vertrag 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Finanzrath Friedrich Leopold 
Henning, 
der Hohe Senat der freien und Hanſeſtadt Hamburg: 
den Senator Dr. Johannes Georg Andreas Versmann 


bevollmächtigt, von welchen Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratifikation, 
folgender Vertrag geſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 
In den folgenden, von dem Herzogthum Holſtein umſchloſſenen Ham⸗ 


burgiſchen Gebietstheilen: 


1) Großen-Hansdorf mit Schmalenbeck und Beymoor, 
2) Wohldorf, Ohlſtedt und Volksdorf, 
3) Farmſen, nebſt den Parzellen Kupferdamm, Lehmbrook und Berne, 


welche dem Zoll⸗ und Handelsgebiet des Norddeutſchen Bundes nach Maaßgabe 
des Artikels 33. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes angehören, find in 
Gemäßheit der Artikel 35. und 38. dieſer Verfaſſung die Zölle und die Steuern 


von 0 Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Taback für die Bundes⸗ 


kaſſe zu erheben. 


Artikel 2. 


In den gedachten Gebietstheilen (Artikel 1.) wird außer der daſelbſt be⸗ 
reits beſtehenden Stempelſteuer von Spielkarten auch eine ſolche von Kalendern 
in Uebereinſtimmung mit den in Preußen beſtehenden oder künftig zu erlaſſenden 


geſetzlichen und adminiſtrativen Beſtimmungen dergeſtalt zur Erhebung gelangen, 


daß erſt die auf das Jahr 1869. erſcheinenden Kalender der Slennyelun unter 
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liegen. Es werden Seitens des Hohen Senats der freien und Hanſeſtadt Ham⸗ 


burg die zu dieſem Ende erforderlichen Anordnungen erlaſſen werden. Der gegen⸗ 
ſeitige Verkehr zwiſchen den genannten Gebietstheilen und Preußen mit Spiel⸗ 
karten und Kalendern iſt in Folge deſſen keinen weiteren, als den aus den 
geſetzlichen Vorſchriften folgenden Beſchränkungen unterworfen. 


Artikel 3. 


Die Verwaltung der im Artikel 1. bezeichneten Abgaben verbleibt der Re⸗ 
gierung Seiner Majeſtät des Königs von Preußen, auch wird zur Herbeiführung 
eines Ubereinſtimmenden Verfahrens die Verwaltung der im Artikel 2. bezeichneten 
Abgaben der Regierung Seiner Majeſtät des Königs von Preußen überlaſſen, 
welche demgemäß die gedachten Abgaben erheben und die damit verbundenen 
Koſten verwenden wird. 


Artikel 4. 


Die Beträge, welche in den im Artikel 1. genannten Gebietstheilen an 
den ebendaſelbſt namhaft gemachten Abgaben zur Erhebung gelangen, werden in 
Gemäßheit der Beſtimmungen im Artikel 38. der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes, mithin unter Zurückbehaltung der zuläſſigen Abzüge für Verwaltungs⸗ 
und Erhebungskoſten, von der Königlich Preußiſchen Regierung an die Bundes⸗ 
kaſſe abgeführt. 


Artikel 5. 


Hinſichtlich des Karten- und Kalenderſtempels tritt zwiſchen den im Ar⸗ 
tikel 1. genannten Gebietstheilen und Preußen dergeſtalt eine Gemeinſchaft ein, 
daß die Bruttoerträge nach Abzug der etwaigen Rückzahlungen und Abgaben⸗ 
vergütungen und von ein halb Prozent für Erhebungskoſten nach dem Maaßſtabe 
der Bevölkerung der Preußiſchen Monarchie und der im Artikel 1. bezeichneten 
Gebietstheile vertheilt werden und der danach für die freie und Hanſeſtadt Ham⸗ 
burg ermittelte Ertrag an dieſelbe von Preußen herausgezahlt wird. 


Artikel 6. 


Zum Zwecke der in den Artikeln 4. und 5. erwähnten Berechnungen wird 
die Bevölkerung der im Artikel 1. gedachten Gebietstheile zu derſelben Zeit und 
nach denſelben Grundſätzen feſtgeſtellt werden, wie dies zum Zweck der Revenüen⸗ 
theilung mit den Zollvereinsſtaaten in Preußen geſchieht. 


Die Berechnung erfolgt nach Ablauf eines jeden Jahres, es wird das 


Ergebniß derſelben von Seiten des Königlich Preußiſchen Finanzminiſteriums 


nach Hamburg mitgetheilt und es werden im Falle des Einverſtändniſſes mit 


dem Ergebniſſe die erforderlichen Herauszahlungen alsbald geleiſtet. 


Artikel 7. 


Die von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen im Herzogthum FE 
Konttole der in den Artikeln 1. und 2. e N 


Holſtein zur Erhebung und 
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Abgaben angeftellten Beamten follen die ihnen zu dieſem Zwecke zuſtehenden 
Amtsbefugniſſe im vollen Umfange auch innerhalb der im Artikel 1. genannten 
Hamburgiſchen Gebietstheile auszuüben befugt ſein und die Hamburgiſchen 
Juſtiz⸗ und Polizeibehörden werden denſelben dabei jeden geſetzlich zuläſſigen 
Beiſtand leiſten. 


Artikel 8. 


Die Unterſuchung und Beſtrafung der in den im Artikel 1. bezeichneten 
Gebietstheilen begangenen Zoll⸗ und Steuervergehen erfolgt nach Maaßgabe des 
in Preußen jetzt oder künflig zur Anwendung kommenden Verfahrens und zur 
Zeit nach Maaßgabe der für dieſe Gebietstheile bereits publizirten Ordnung für 
das Verfahren bei Entdeckung und Unterſuchung von Zuwiderhandlungen gegen 
die Zoll⸗ und Steuergeſetze, und zwar im adminiſtrativen Verfahren von dem 
Hauptamte, zu deſſen Beute die in Rede ſtehenden Gebietstheile gehören werden, 
und deſſen vorgeſetzten Verwaltungsbehörden, im gerichtlichen erfahren aber 
von den Hamburgiſchen Gerichtsbehörden nach den beſtehenden Normen und 
Kompetenzbeſtimmungen. 


Die Zoll: und Steuer⸗Strafgelder, ſowie die konfiszirten Gegenſtände 
oder deren Werth, fallen, abgeſehen von dem Antheile der Denunzianten, dem 
Fiskus desjenigen Staates zu, von deſſen Behörden der Strafbeſcheid erlaſſen iſt. 


Artikel 9. 


Das Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungsrecht wird in Anſehung der 
wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zoll» und Steuergeſetze verhängten Strafen 
dem Staate zuftehen, von deſſen Behörden die Strafe erkannt iſt. Es iſt 
jedoch vor Ausübung des Rechts der zuſtändigen Zoll⸗ und Steuerverwaltungs⸗ 

in Gelegenheit zu geben, ſich über die eingegangenen Begnadigungsgeſuche 
zu äußern. 


Artikel 10. 


Die mit der Unterſuchung und Beſtrafung der Zoll- und Steuerkontra⸗ 
venfionen beauftragten Behörden des einen Staates ſollen den in einer ſolchen 
Angelegenheit an fie ergehenden Requiſitionen derartiger Behörden des anderen 
Staates, ſowohl in- Beziehung auf die Siſtirung der Kontravenienten, dieſelben 
mögen nun Unterthanen eines fremden Staates oder eines der kontrahirenden 
Staaten fein, vor der requirirenden Behörde, als auf die Beitreibung und Ab⸗ 
lieferung der von denſelben in Folge gefällter Erkenntniſſe zu erlegenden Gelder, 
oder auch auf die Beſchlagnahme und e zur Ermittelung des That⸗ 
beſtandes erforderlicher oder bereits für konfiszirt erklärter Kontraventions⸗Gegen⸗ 
ſtände, oder auf 1 der ſtatt der Geldſtrafen geſetzlich eintretenden 


FDreiheitsſtrafen, ſtets auf das Bereitwilligſte genügen. 
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Artikel 11. 


Der Senat der freien Hanſeſtadt Hamburg verpflichtet ſich noch ins⸗ 
beſondere, durch alle ihm 9 Gebote ſtehenden Miktel die Königliche Regierung 
in der Entdeckung von Zoll⸗ und Steuerkontraventionen und Unterdrückung des 


Schleichhandels bereitwilligſt zu unterſtützen, 


Artikel 12. 


Der gegenwärtige Vertrag tritt am 1. Juli 1868. in Kraft. 

Die Dauer deſſelben iſt, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, auf 
zehn Jahre verabredet. Erfolgt ein Jahr vor Ablauf deſſelben von dem einen 
oder anderen der kontrahirenden Theile keine Aufkündigung, fo ſoll der Vertrag, 
als auf fünf Jahre prolongirt angeſehen werden und bis zur erfolgenden Kündi⸗ 
gung in der angegebenen Art immer von fünf zu fünf Jahren fortlaufend ver⸗ 
bindliche Kraft behalten. 


Artikel 13. 


Dieſer Vertrag ſoll in & gleichlautenden Original Exemplaren aus⸗ 
gefertigt und unverzüglich zur rtheilung der Allerhöchſten und Hohen Ratifi⸗ 
kation vorgelegt werden, deren A baldmöglichſt ſtattfinden wird. 

Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
beſiegelt worden. | 


So geſchehen zu Berlin, den 28. Mai 1868. 


Henning. Vers mann. 
(L. S.) (JL. S.) 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiftzirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden hat ſtattgefunden. 1 i N 8 f 
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(Nr. 7294.) Vertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg in Betreff der Zoll- und Steuer- 
verhältniſſe des Fürſtenthums Lübeck und der mit demſelben zuſammen⸗ 
hängenden Oldenburgiſchen Gebietstheile. Vom 7. Oktober 1868. 


Sin Majeftät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Oldenburg 17 75 beſchloſſen, an die Stelle der Verabredungen, 
welche die nebſt den Vereinbarungen in dem Vertrage vom 23. Mai 1860. 
und in dem Protokolle vom 3. April 1867. mit dem 1. Juli 1868. ablaufen⸗ 
den Verträge zwiſchen Dänemark und Oldenburg vom 13. Februar 1853., be⸗ 
treffend den Anſchluß des Fürſtenthums Lübeck an das Zoll- und Brennſteuer⸗ 
ſyſtem des en pen Holſtein, enthalten, die durch die inzwiſchen eingetretenen 
Veränderungen 1 anderweiten Beſtimmungen zu treffen, und zur Ver⸗ 
handlung über einen dieſerhalb abzuſchließenden Vertrag 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober⸗Finanzrath Friedrich Leopold 
Henning, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren Miniſterialrath Friedrich Andreas Ruhſtrat 


bevollmächtigt, von welchen Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratifikation, 
folgender Vertrag geſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 


In dem Fürſtenthum Lübeck und den nach dem Artikel II. des Vertrages 
en den kontrahirenden Theilen vom 27. September 1866. Seiner König⸗ 
ichen Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg cedirten ehemals Holſteiniſchen 


Landestheilen, welche dem Zoll- und Handelsgebiet des Norddeutſchen Bundes 


nach Maaßgabe des Artikels 33. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes an⸗ 
gehören, ſind in Gemäßheit der Artikel 35. und 38. dieſer Verfaſſung die Zölle 
und die Steuern von einheimiſchem Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Taback 
für die Bundeskaſſe zu erheben. 5 5 


Artikel 2. 


In den gedachten Landestheilen (Artikel 1.) wird eine Stempelſteuer von 
Spielkarten und Kalendern in ebereinſtimmung mit den in Preußen beſtehen⸗ 
den oder künftig zu erlaſſenden geſetzlichen oder adminiſtrativen Beſtimmungen 
dergeſtalt zur Erhebung gelangen, daß erſt die auf das Jahr 1870. erſcheinen⸗ 
den Kalender der Stempelung unterliegen. Es werden Seitens der Großherzog⸗ 
lich Oldenburgiſchen Regierung die zu dieſem Ende erforderlichen Anordnungen 
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erlaffen werden. Der gegenfeitige Verkehr mit Spielkarten und Kalendern iſt 4 


in Folge deffen, und zwar rückſichtlich der Kalender vom Jahre 1870. an keinen 
weiteren als den aus den geſetzlichen Vorſchriften folgenden Beſchränkungen 
unterworfen. b 


Artikel 3. 


Die Verwaltung der im Artikel 1. bezeichneten Abgaben verbleibt der Re⸗ 
gierung Seiner Majeſtät des Königs von Preußen, auch wird zur Herbeiführung 
eines übereinſtimmenden Verfahrens von Seiner 9 Hoheit dem Groß⸗ 

erzoge von Oldenburg die Verwaltung der im Artikel 2. bezeichneten Abgaben 

ber Regierung Seiner Majeſtät des Königs von Preußen überlaſſen, von welcher 
demgemäß die gedachten Abgaben werden erhoben und die damit verbundenen 
Koſten verwendet werden. i 


Artikel 4. 


Die Beträge, welche in den im Artikel 1. genannten Landestheilen an 
den ebendaſelbſt namhaft gemachten Abgaben zur Erhebung gelangen, werden in 
Gemäßheit der Beſtimmungen im Artikel 38. der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes, mithin unter Zurückbehaltung der zuläſſigen Abzüge für Verwaltungs⸗ 
und Erhebungskoſten, von der Königlich Preußiſchen Regierung an die Bundes⸗ 
kaſſe abgeführt. 

Da die Koſten der Zollverwaltung im Innern und der Erhebung der 
Rübenzucker⸗, ferner die Erhebungs⸗ und an bei der Salzſteuer, 
ſoweit dieſe Koſten nicht für die auf den Salzwerken mit der Erhebung und 
Beauffichtigung beauftragten Beamten aufgewendet werden, von den einzelnen 
Staaten des Norddeutſchen Bundes zu tragen ſind, ſo wird dafür Großherzog⸗ 
lich Oldenburgiſcher Seits an die Königlich Preußiſche Regierung ein Beitrag 
gewährt, welcher ſich nach den Beträgen an Zoll, Rübenzucker⸗ und Salzſteuer 
bemißt, die von den bei der Vertheilung der gedachten Abgaben mit den übrigen 
Zollvereinsſtaaten auf den Norddeutſchen Bund fallenden Antheilen nach dem 
Maaßſtabe der Bevölkerung auf die im Artikel 1. genannten Landestheile fallen 
würden. Von dieſen Beträgen an Zoll werden 5 Prozent, an Rübenzuckerſteuer 
2 Prozent und an Salzſteuer 1 Prozent als Beitrag Oldenburgs zu den oben⸗ 
gedachten Koſten gewährt. a 8 


Artikel 5. 


Hinſichtlich des Karten⸗ und Kalenderſtempels tritt zwiſchen den im Artikel 1. 
genannten Landestheilen und Preußen, und zwar rückſichtlich des Kalender⸗ 
ſtempels vom Jahre 1870. an, dergeſtalt eine Gemeinſchaft ein, daß die Brutto⸗ 
erträge nach Abzug der etwaigen Rückzahlungen und Abgabenvergütungen und 
von 4 Prozent für e e nach dem Maaßſtabe der Bevölkerung der 
Preußiſchen Monarchie und der im Artikel 1. bezeichneten Landestheile vertheilt 
werden und der danach für die Oldenburgiſche Regierung ermittelte Betrag an 
dieſelbe von Preußen herausgezahlt wird. 

N Art. 
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Artikel 6. 


Zum Zwecke der in den Artikeln 4. und 5. erwähnten Berechnungen wird 
die Bevölkerung der im Artikel 1. gedachten Landestheile zu derſelben Zeit und 
nach denſelben Grundſätzen feſtgeſtellt werden, wie dies in Preußen zum Zwecke 
der Revenüentheilung mit den Zollvereinsſtagten geſchieht. 

Die Berechnung erfolgt nach Ablauf eines jeden Jahres, es wird das 
Ergebniß derſelben von Seiten des Königlich Preußiſchen Finanzminiſteriums 
nach Oldenburg mitgetheilt, und es werden im Falle des Einverſtändniſſes mit 
dem Ergebniſſe die erforderlichen Herauszahlungen alsbald geleiſtet. 


Artikel 7. 


Die Verwaltung von Seiten der Regierung Sr. Majeſtät des Königs 
von Preußen erfolgt in der Art, daß die Großherzoglichen Landestheile dem 
Geſchäftsbezirke des Provinzial⸗Steuerdirektors von Schleswig⸗Holſtein ange⸗ 
hören. Mit der Verwaltung iſt die Ernennung, Verſetzung und Entlaſſung des 
erforderlichen Beamtenperſonals verbunden, wobei die folgenden Beſtimmungen 
maaßgebend ſind: 


1) Sollte die Großherzogliche Regierung ſich veranlaßt ſehen, Adel die 
Wahl eines oder des anderen der Beamten, welche in den im Artikel 1. 
genannten Ländertheilen eine amtliche Wirkſamkeit ausüben, Einwen⸗ 
dungen zu erheben, ſo werden 5 bereitwillige Berückſichtigung finden. 
Von der Ernennung derjenigen Beamten, welche innerhalb der fraglichen 
Landestheile ſtationirt werden ſollen, wird der Großherzoglich Olden⸗ 
burgiſchen Regierung gleichzeitig mit der Ernennung Nachricht gegeben 
werden. Sollte aus beſonders triftigen Gründen die Verſetzung eines in 
jenen Landestheilen angeſtellten Beamten Seitens der e e 
Regierung gewünſcht werden, fo wird auch ein ſolcher Wunſch bereit⸗ 
willig berückſichtigt werden. 


2) Die Vereidigung der in den mehrgedachten Landestheilen anzuſtellenden 
Beamten erfolgt nach dem beiliegenden Formulare. 


3) Die Beſoldungen ſämmtlicher Beamten erfolgen nach den in Preußen 
beſtehenden Grundſätzen für Rechnung der Königlich Sreubifchen Regie⸗ 
rung, desgleichen die etwaige Penſionirung. Sind jedoch die zu pen⸗ 
ſionirenden Beamten aus dem Zoll- oder Steuerdienſte der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung übernommen, ſo wird die denſelben zuge⸗ 
ſtandene Penſion nur während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages 
für Rechnung der Königlich Preußiſchen Regierung gewährt, und es 
geht die Verpflichtung zu deren Gewährung mit Ablauf des Vertrages 
auf die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung über, welche alsdann 
auch die aus ihrem Dienſte übergegangenen und noch in der Zoll⸗ oder 

2 Steuerverwaltung angeftellten Beamten wieder zu übernehmen hat. Auch 
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die Beträge an bereits bewilligten Penſionen, Wartegeldern und Unter⸗ 
ſtützungen, ſoweit ſie nach den bisherigen vertragsmäßigen Abreden für 
Rechnung Preußens an frühere Oldenburgiſche Beamte noch gezahlt 
werden, ſollen mit Ablauf des gegenwärtigen Vertrages von der Groß⸗ 
herzoglich Oldenburgiſchen Regierung zur Zahlung übernommen werden. 


4) Die Uniform und die Bewaffnung der Grenzaufſichtsbeamten wird dieſelbe 
ſein, welche von der Königlich Preußiſchen Zollverwaltung vorgeſchrieben 
iſt. Die übrigen in den Großherzoglich Oldenburgiſchen Landestheilen 

angeſtellten Zoll⸗ und Steuerbeamten tragen die Großherzoglich Olden⸗ 
burgiſche Uniform. Alle Zoll⸗ und Steuerbeamten jedoch, welche in den 
fraglichen Landestheilen ſtationirt ſind, führen nur die Großherzoglich 
Oldenburgiſche Kokarde an der Kopfbedeckung. 


5) Die Preußiſcherſeits in den Großherzoglich Oldenburgiſchen Gebietstheilen 
angeſtellten Beamten, wenn ſie auch nicht Angehörige Oldenburgs ſind, 
ſollen hinſichtlich ihrer Privat⸗ und bürgerlichen Verhältniſſe den Groß⸗ 
herzoglich Oldenburgiſchen Geſetzeseinrichtungen und perſönlichen, nicht 
minder den e indirekten a unterworfen fein, während rück⸗ 
ſichtlich ihrer un ne Söhne Millitairpflichtigkeit, wie fie durch die 
Beſtimmungen des Bundesgeſetzes vom 9. November 1867. über die 
Verpflichtung zum Kriegsdienſte zu bemeſſen iſt, nichts geändert wird. 


6) In allen Sachen, welche ihre Amtsgeſchäfte und deren Verwaltung be⸗ 
treffen, haben die mehrgedachten Beamten ſich nach den für die Groß 
herzoglich Oldenburgiſchen Gebietstheile erlaſſenen bid en Abgaben⸗ 
geſetzen, Dienſtinſtruktionen u. ſ. w. zu achten, und werden bei etwaigen 
Dienſtwidrigkeiten nach Maaßgabe der in Preußen beſtehenden Geſetze 
über die Beſtrafung von Dienſtvergehen zur Verantwortung, und nach 
Befinden zur Beſtrafung, einſchließlich der Entlaſſung aus dem Dienſte, 
gezogen. 

Soweit wegen der Dienſtvergehen nach den gedachten Vorſchriften 
ein gerichtliches Verfahren ſtattfinden muß, iſt daſſelbe den Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Gerichten zu überweiſen. Dieſe haben dabei diejenigen 
Geſetze zur Anwendung zu bringen, welche maaßgebend fein würden, wenn 
die Handlung oder Unterlaſſung von Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Staatsdienern gegen den Großherzoglich Oldenburgiſchen Staat begangen 
wäre. Zu ſolchen Dienſtvergehen gehören auch die Fälle, wo etwa Grenz⸗ 
aufſichtsbeamte wegen Mißbrauchs ihrer Waffen im Grenzdienſte und 
dadurch verurſachter Tödtung oder Verwundung von Menſchen zur Unter⸗ 
ſuchung gezogen werden müſſen. 8 


7) In denjenigen Fä len, wo es ſich um ein von einem im Großherzoglich 
ehren Gebiete angeſtellten Zoll⸗ oder Steuerbeamten begangenes 
gemeines Vergehen handelt, fällt die Unterſuchung ebenfalls den Groß⸗ 
herzoglichen Gerichten anheim. Wenn in Folge deſſen gegen Zoll⸗ und 
Steuerbeamte ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, eine Verhaftung 
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verfügt, oder ein Straferkenntniß erlaſſen wird, ſo iſt davon ſogleich dem 
Provinzial⸗Steuerdirektor Mittheilung zu machen. a 


8) Die Großherzoglich Oldenburgiſchen Juſtiz⸗ und Polizeibehörden werden 
angewieſen werden, den in den Großherzoglich Oldenburgiſchen Landes⸗ 
theilen fungirenden Zoll- und Steuerbeamten in Beziehung auf ihre 
Dienſtleiſtungen jeden geſetzlich zuläſſigen Beiſtand zu leiſten. 


Artikel 8. 


Die Bezeichnung und Inſchriften der Zolltafeln, e Zollſtegel 
und Stempel follen in den Großherzoglich Oldenburgiſchen andestheilen der⸗ 
lan beibehalten werden, wie fie daſelbſt zur Zeit angeordnet ſind. Auch 
i die daſelbſt beſtehenden Steuerſtellen die Bezeichnung als Großher⸗ 
zogliche. 


Artikel 9. 


Soweit gegenwärtig den Zoll- und Steuerſtellen als Dienſtgelaſſe Gebäude 
eingeräumt ſind, welche im Eigenthum der Großherzoglich Oldenburgiſchen Re⸗ 
ierung ſtehen, werden dieſelben für die Dauer des Vertrages der Königlich 
een Regierung unentgeltlich zur Benutzung überwieſen, wogegen die 
toften der baulichen Unterhaltung derſelben und die etwa darauf haftenden Ab⸗ 
gaben der Königlich Preußiſchen Regierung zur Laſt fallen. 

Bei 1 des Vertrages werden die Gebäude von der Großherzoglich 
Oldenburgiſchen Regierung in demjenigen Zuſtande übernommen, in welchem ſie 
ſich alsdann befinden. 

Im Uebrigen wird für die erforderlichen Gebäude für Rechnung von 
Preußen Sorge getragen, jedoch wird die Großherzoglich Oldenburgiſche Regie⸗ 
rung zu deren Beſchaffung thunlichſt behülflich ſein. N 

Die ee Dienſtutenſilien werden zwar für Rechnung der Königlich 
Preußiſchen Regierung beſchafft und unterhalten. Bezüglich der in früheren 
Zeiten Großherzoglich Oldenburgiſcher Seits mit abgegebenen Zolldienſtrequiſite 
der Zollämter wird aber die früher getroffene Verabredung, daß mit Aufhebung 
des Vertrages ähnliche Requiſite zu demſelben Werth oder der Werth in Geld 
der Großherzoglichen Regierung zurückgeliefert werden ſolle, dahin abgeändert, 
daß die alsdann vorhandenen Zolldienſtrequiſite der früher übernommenen 

11 a Zuftande, in welchen fie ſich alsdann befinden, zurückgeliefert wer⸗ 
en ſollen. N 


Artikel 10. 


: Die Unterfuchung und Beſtrafung der in den Großherzoglich Oldenburgt chen 
Landestheilen begangenen Zoll⸗ und Steuervergehen erfolgt nach Maaßgabe der 
in Preußen jetzt oder künftig zur Anwendung kommenden, in den betreffenden 
Oldenburgiſchen Landestheilen zu publizirenden Beſtimmungen, und zur Zeit nach 
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Maaßgabe der für dieſe Landestheile bereits publizirten Ordnung für das Ver⸗ 
fahren bei Entdeckung und Unterſuchung von Zuwiderhandlungen gegen die Zoll⸗ 
und Steuergeſetze, und zwar im adminiſtrativen Verfahren von dem Hauptamte, 
50 deſſen Bezirke die Großherzoglich Oldenburgiſchen Landestheile gehören wer⸗ 
en, und deſſen vorgeſetzten erwaltungsbehörden, im gerichtlichen Verfahren 
aber von den Großherzoglichen Gerichtsbehörden nach den für ſie beſtehenden 
Normen und Kompetenzbeſtimmungen. Die Zoll- und Steuerſtrafgelder, ſowie 
die konfiszirten Gegenſtände oder deren Werth fallen, abgeſehen von dem An⸗ 
theile der Denunzianten, dem Fiskus desjenigen Staates zu, von deſſen Behör⸗ 
den die Strafe erkannt iſt. 5 


Artikel 11. 


Das Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungsrecht wird in Anſehung der 
wegen Zuwiderhandlungen gegen die Zoll» und Steuergeſetze verhängten Strafen 
von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen oder von Seiner Königlichen 
Hoheit dem Großherzoge von Oldenburg ausgeübt, je nachdem die Strafe von 
Preußiſchen oder Oldenburgiſchen Behörden erkannt iſt. Vor der Ausübung 
dieſes Rechts wird der zuständigen Zoll⸗ und Steuerverwaltungsbehörde Ge⸗ 
legenheit gegeben werden, ſich über die eingegangenen Begnadigungsgeſuche zu 
äußern. f 

Artikel 12. 
Die mit der Unterſuchung und Beſtrafung der Zoll? und Steuerkontra⸗ 


ventionen beauftragten Behörden des einen Staates ſollen den in einer ſolchen 
Angelegenheit an He ergehenden Requiſitionen derartiger Behörden des anderen 


Staates ſowohl in Beziehung auf die Siſtirung der Kontravenienten, dieſelben 


mögen Unterthanen eines fremden Staates oder eines der kontrahirenden Staaten 
fein, vor der requirirenden Behörde, als au die Beitreibung und Ablieferung 
der von denſelben in Folge gefällter Erkenntniſſe zu erlegenden Gelder, oder auch 
auf die Beſchlagnahme und Auslieferung zur Ermittelung des Thatbeſtandes 
erforderlicher oder bereits für konfiszirt erklärter Kontraventions⸗Gegenſtände, oder 
auf Vollziehung der ſtatt der Geldſtrafen geſetzlich eintretenden Freiheitsſtrafen, 
ſtets auf das Bereitwilligſte genügen. 


Artikel 13. 


Die Großherzogliche Regierung verpflichtet ſich noch insbeſondere, durch 
alle ihr N Gebote ſtehenden Mittel die ER Regierung in der Entdeckung 
von Zoll- und Steuerkontraventionen und Unterdrückung des Schleichhandels 
bereitwilligſt zu unterſtützen. ; 


Artikel 14, 


Der gegenwärtige Vertrag tritt am 1. Januar 1869. in Kraft. 5 
a is 
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N Bis dahin ſollen die Beſtimmungen der früheren Verträge in Kraft bleiben, 
mit Ausnahme der durch die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes bereits außer 
Anwendung gebrachten Beſtimmungen über die Theilung der gemeinfchaftlichen, 
Abgaben. Indeſſen ſollen die Beſtimmungen im zweiten Abſatze des Artikels 4. 
des gegenwärtigen Vertrages vom 1. Juli 1868. ab, und die Beſtimmungen 
im erſten Abſatze des Artikels 4., ſowie der Artikel 5., ſoweit er die Theilung 
der Stempelſteuer von Spielkarten betrifft, vom 1. Januar 1868. ab zur An⸗ 
wendung kommen. 

Die Dauer dieſes Vertrages iſt, vom Tage des Inkrafttretens an gerechnet, 
auf zehn Jahre verabredet. 


Erfolgt ein Jahr vor Ablauf deſſelben von dem einen oder. anderen der 
vertragenden Theile keine Aufkündigung, fo ſoll der Vertrag als auf fünf 
Jahre verlängert angeſehen werden und bis zur erfolgenden Kündigung in der 
1 Art immer von fünf zu fünf Jahren fortlaufend verbindliche Kraft 
ehalten. 


Artikel 15. 


Dieſer Vertrag foll in zwei gleichlautenden Original⸗Exemplaren ausge⸗ 
fertigt und unverzüglich zur Ertheilung der Allerhöchſten und Höchſten Ratifikation 
vorgelegt werden, deren Auswechſelung baldmöglichſt ſtattfinden wird. 


Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den Bevollmächtigten unterzeichnet und 
beſiegelt worden. 


So geſchehen zu Berlin, den 7. Oktober 18688. 


Henning. Ruhſtrat. 
(L. S.) (. 8.) 


Vorſtehender Vertrag iſt ratifizirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden hat ſtattgefunden. Me f 5 5 
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Bormular 
Dienfteide der Zollbeamten im Fürſtenthum Luͤbeck. 


f 5 * 5 . 5 x 3 


Nachdem ich von Seiten des Königlich Wreußiihn >... 2 2 
ernannt worden bin, gelobe und ſchwöre ich hierdurch, daß ich das mir anver- 
traute Amt nach den in Gemäßheit des Vertrages über die Zoll» und Steuer⸗ 
verhältniſſe des Fürſtenthums Lübeck vom .... beſtehenden oder zu erlaſſenden 
Anordnungen treu und redlich verwalten, alle von meiner vorgeſetzten Behörde 
an mich ergehenden Befehle pünktlich ausrichten und auf Beförderung des Ko. 

niglichen Abgaben⸗Intereſſes eifrigſt bedacht ſein will, ſowie mich im Uebrigen in 
jeder Richtung ſo zu betragen, wie es einem ehrliebenden und rechtſchaffenen 
Steuerbeamten gebührt. So wahr u. ſ. w. a 5 


zum 


7 
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(Ir. 7295.) Protokollariſche Vereinbarung zwiſchen Preußen und Hamburg wegen Ueber⸗ 
ES nahme der Zoll- und Steuerverwaltung durch Preußen in den dem Zoll⸗ 
verein anzuſchließenden Hamburgiſchen Gebietstheilen. Vom 3. Oktober 1868. 


8 unterzeichneten Bevollmächtigten, nämlich 


Königlich Preußiſcher Seits: 
der Geheime Ober⸗Finanzrath von Jordan, 


Ham burgiſcher Seits: 
der Senator Dr. Versmann, 


haben wegen Uebernahme der Zoll- und e durch Preußen in 
den in Gemäßheit des Beſchluſſes des Bundesrathes des Deutſchen Zollvereins 
(H. 184. Littr. a. des Protokolls der 15. Sitzung) dem Zollverein anzuſchließenden 
Hamburgiſchen Gebietstheilen unter dem Vorbehalte der Ratifikation durch ihre 
beiderſeitigen Hohen Regierungen über nachfolgende Beſtimmungen fich verſtändigt. 


Se | 


Die Verwaltung der Zölle und der im Artikel 35. der Verfaſſung des 
Norddeutſchen Bundes erwähnten inneren Verbrauchs ſteuern in den dem Zoll⸗ 
verein anzuſchließenden Hamburgiſchen Gebietstheilen wird von der freien und 
Hanſeſtadt Hamburg an Preußen in der Art übertragen, daß die in dem Schluß⸗ 

protokoll d. d. Hamburg, den 3. April 1868. näher bezeichneten, im Norden und 
im Südoſten von Hamburg belegenen Gebietstheile dem Verwaltungsbezirke der 
für Schleswig⸗Holſtein, und der im Süden von Hamburg und der im Amte 
Ritzebüttel belegene Gebietstheil dem Verwaltungsbezirk der für Hannover fungi⸗ 
Das Königlich Preußiſche Finanzminiſterium, als die den Provinzial⸗ 
Steuerdirektionen vorgeſetzte Behörde, büldet die letzte Inſtanz für die Ver⸗ 
waltung der Zölle und der inneren im Zollverein und beziehungsweiſe im Nord⸗ 
deutſchen Bunde gemeinſchaftlichen Verbrauchsſteuern in den anzuſchließenden 
Hamburgiſchen Gebietstheilen. i f 5 | 


2; | | 
, Diefe Zutheilung an die Verwaltungsbezirke der Provinzial » Steuer- 
Direktionen für Schleswig⸗Holſtein und für Hannover wird Hamburgiſcher 


Seits auch auf die Beſetzung der in den fraglichen Gebietstheilen zu errichtenden 
a und Abfertigungsſtellen, ſowie der erforderlichen Aufſichtsbeamtenſtellen 
erſtreckt. 5 a | 


A Die in Folge deſſen auf Hamburgiſchem Gebiete fungirenden Beamten 
werden für beide betheiligten Regierungen in Eid und Pflicht genommen. Dieſe 
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Beeidigung erfolgt durch diejenige Preußiſche Behörde, welche nach den beſtehen⸗ 
den Einrichtungen die Beeidigung von Beamten der fraglichen Kategorie vorzu⸗ 
nehmen hat, und zwar nach Maaßgabe des unter A. anliegenden Formulars. 

Sollte es für angemeſſen befunden werden, die Beeidigung anzuſtellender 
Beamten durch Hamburgiſche Behörden vornehmen zu laſſen, ſo wird der Senat 
der freien und Hanſeſtadt Hamburg auf ein desball an ihn gerichtetes Erſuchen 
dafür Sorge tragen, daß dem kundgegebenen Wunſch und zwar gebührenfrei 
entſprochen wird. 

Rückſichtlich der bereits beeidigten Beamten, welche in den anzuſchließenden 
Hamburgiſchen Gebietstheilen angeſtellt werden, ſoll dagegen die Ausſtellung des 
unter B. formulirten Reverſes genügen. 

Das Verpflichtungs⸗Protokoll, beziehentlich der ausgeſtellte Revers wird 
der Königlich Preußiſchen Provinzial⸗Steuerdirektion für Schleswig⸗Holſtein 
beziehentlich für Hannover mitgetheilt. 


8.3. 


Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchsſteuern in den 
anzuſchließenden Hamburgiſchen Gebietstheilen erfolgt in Einnahme und Aus⸗ 
gabe durch die Preußiſche Regierung, welche die Exträge der gemeinſchaftlichen 
Abgaben in Gemäßheit des Artikels 38. der Bundesverfaſſung an die Bundes⸗ 
kaſſe abzuführen und dabei die ebendaſelbſt feſtgeſtellten Abzüge für die Verwal⸗ 
tung inne zu behalten hat. 

Gegen dieſe Bezüge hat die Preußiſche Regierung die Zoll⸗ und Steuer⸗ 
verwaltung in den anzuſchließenden Hamburgiſchen Gebietstheilen für ihre Rech⸗ 
20 beſtreiten, unbeſchadet der in dem Abkommen d. d. Berlin, den 
20. März d. J. Hamburgiſcher Seits übernommenen Betheiligung bei Tragung 
der durch die Einrichtung, Unterhaltung und ſpäter etwa erforderliche Erweiterung 
der proviſoriſchen und definitiven Zollabfertigungsſtellen erwachſenden Koſten. 


§. 4. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird in Ausübung der von ihr zu 
übernehmenden Verwaltung, namentlich infictlich der Zahl der Beamten und 
der Expeditionszeit, den obwaltenden Verkehrsverhältniſſen in jeder thunlichen 
Weiſe Rechnung tragen. i 


8. 5. 


Die im Amte Ritzebüttel fungirenden Aufſichtsbeamten follen die Befugniß 
haben, die zollamtliche Kontrole auf der Inſel Neuwerk ſelbſtſtändig zu handhaben. 


Auch ſoll denſelben geſtattet ſein, den längs der Außendoſſirung des weſt⸗ 


lichen und öſtlichen Obdeiches führenden Fußweg, welcher in dem, dem Zollver⸗ . 


eine nicht angeſchloſſenen Hafengebiete von Cuphaven belegen iſt, Behufs Aus⸗ 
übung der Grenzaufſicht zu begehen. 6 
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Dem Senate der freien und Hanſeſtadt Hamburg ſteht das Recht zu, 
einen Kommiſſar zu beſtellen, welcher in ſeinem Namen hinſichtlich der aus dem 
Anſchluſſe Hamburgiſcher Gebietstheile an den Zollperein hervorgehenden Ver⸗ 
hältniſſe mit den 111 dieſe Gebietstheile beſtellten Behörden der Zollverwaltung 
zur thunlichſten Abkürzung des Geſchäftsganges über ſich dazu eignende 9 
legenheiten in unmittelbares Benehmen zu treten, und namentlich Auskunft über 
thatſächliche Verhältniſſe einzuziehen befugt ſein ſoll. 


$. 7. 

ü Das perſönliche Verhältniß der in den anzuſchließenden Hamburgiſchen 

Gebietstheilen zu ſtationirenden Preußiſchen Zoll- und Steuerbeamten wird dahin 
beſtimmt, daß dieſelben während der Dauer ihres dienſtlichen Aufenthaltes daſelbſt 
nebſt ihren im Familienbande ſtehenden Angehörigen in dem Preußiſchen Unter⸗ 
thanenverbande verbleiben. Sie ſind den Geſetzen, der Gerichtsbarkeit und Po⸗ 
lzei der freien und Hanſeſtadt Hamburg, ſobald nicht die Ausübung ihrer 
eigentlichen Dienſtverrichtungen als Zoll⸗ oder Steuerbeamte, mithin die Disziplin, 
daa e dae oder Dienſtverbrechen, ferner Vergehen gegen den Heimaths⸗ 
ſtaat oder deſſen Oberhaupt, endlich das eheliche Güterrecht, die Erb olge und 
die Verlaſſenſchaft ſolcher Beamten und die Bevormundung der Hinterbliebenen 
in Frage ſtehen, unterworfen, genießen aber, ſo lange ſie in ihrem bisherigen 
Unterthanenverbande bleiben, für ſich und ihre Familien eine Befreiung von 
perſönlichen Leiſtungen und von der Vermögens- und Einkommenſteuer, ſowie 
von ſonſtigen perſönlichen direkten Staats- und Kommunalabgaben, und für 
ihren Nachlaß von der Abgabe von Erbſchaften. 
i Von der Einleitung und dem Ausgange gewöhnlicher Unterſuchungen 
gegen Preußiſche Beamte wird der vorgeſetzten Dienſtbehörde der letzteren jedes⸗ 
mal Mittheilung gemacht werden. 8 


§. 8. 


Die Hamburgiſchen Juſtiz⸗, Polizei und Steuerbehörden werden ange 
wieſen werden, den in den anzuſchließenden Hamburgiſchen Gebietstheilen fun⸗ 
girenden Preußiſchen Zoll⸗ und Steuerbeamten in Beziehung auf deren Dienſt⸗ 
leiſtungen jeden geſetzlich zuläſſigen Beiſtand zu leiſten. 6 

In gleicher Weiſe werden die Preußiſchen Aufſichtsbeamten angewieſen 
werden, beabſichtigte Beeinträchtigungen der Hamburgiſchen indirekten Abgaben 
thunlichſt zu verhindern und zur Anzeige zu bringen. i 


§. 9. i 
5 Ob und unter welchen Vorausſetzungen von der Preußiſchen Verwaltung 
in den angeſchloſſenen Hamburgiſchen Gebietstheilen ein Zoll⸗ und Steuerkredit 
bewilligt werden wird, bleibt weiterer Verſtändigung vorbehalten. 
(Nr. 7295.) f 23* $. 10. 


m. 
| $. 10. 2 5 
Die Anterſuchung und Beſtrafung der Zoll- und Steuervergehen, welche 
in den angeſchloſſenen Hamburgiſchen Gebietstheilen begangen werden, erfolgt, 
inſofern dieſelben nicht ohne Mitwirkung der Gerichte ihre Erledigung erhalten, 
von den Hamburgiſchen Gerichten. i . 


une en 


Die von den Hamburgiſchen Gerichten erkannten Geldſtrafen und Kon⸗ 


fiskate fallen dem Hamburgiſchen Fiskus anheim. Es ſollen jedoch die von den 
konfiszirten Gegenſtänden zu erlegenden einfachen Zollabgaben und Steuern, und 


alsdann die Unterſuchungskoſten, welche von dem Verurtheilten etwa nicht ein⸗ 


ezogen werden können, von den eingehenden Geldſtrafen und den Erlöſen der 
onfiszirten Gegenſtände abgezogen und nur der Reſt an die Hamburgiſchen Kaſſen 
abgeliefert werden. ö 

Die in den, im Verwaltungswege erledigten Zoll» und Steuerſtrafſachen 
den Betheiligten auferlegten Geldſtrafen und die Erlöſe aus Konfiskaten fließen 
der Kaffe der Preußiſchen Zoll⸗ und Steuerverwaltung zu. 


§. 12. 


Die Ausübung des Begnadigungsrechtes in den durch Erkenntniß Ham⸗ 
burgiſcher Gerichte erledigten Holl und Steuerſtrafſachen bleibt dem Senate der 
freien und Hanſeſtadt Hamburg vorbehalten. Damit die Intereſſen der Zoll⸗ 
und Steuerverwaltung dabei nicht unberückſichtigt bleiben, wird den oberen Zoll— 
und e e de en in Glückſtadt und reſp. Hannover Gelegenheit 
gegeben werden, ſich vor der Ausübung deſſelben über die eingehenden Begnadi⸗ 
gungsgeſuche zu äußern. In den außergerichtlich ate Sin oll⸗ und Steuer⸗ 
ſtrafſachen ſteht die Entſchließung über etwa beantragte 

ſchen Zoll⸗ und Steuerverwaltung zu. 


ö §. 13. i 
Die Schilder vor den Lokalen der Hebe- und Abfertigungsſtellen in den 


mehrerwähnten Gebietstheilen ſollen das Hamburgiſche Hoheitszeichen, ſowie eine, 


die Eigenſchaft der betreffenden Stelle bezeichnende einfache Inſchrift erhalten und 


arben verſehen werden. 


Die bei den Abfertigungen anzuwendenden Stempel und Siegel ſollen 

ebenfalls nur Hamburgiſche e führen. Die in den anzuſchließenden 

Gebietstheilen fungirenden Preußiſchen Zoll⸗ und Steuerbeamten ſollen die 

Wagen Uniform, jedoch unter Mitanlegung der Hamburgiſchen Kokarde, 
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traferlaſſe der Preußi⸗ 


fache den Zolltafeln, Schlagbäumen u. ſ. w. mit den Hamburgiſchen Landes 5 


den beiderſeitigen Hohen Regierungen alsbald 
11 t werden fol, iſt hiernächſt von den oben genannten 5 
56ppelker Ausfertigung e worden. au BE 


Sehen zu mtu, den 3. Oktober 1863. £ 
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Anlage A. 
zum 


Protokoll d. d. 3. Oktober 1868. 


Ich ſchwöre hiermit einen leiblichen Eid zu Gott, daß ich das mir übertragene 
Amt.. .. und jedes mir etwa künftig zu übertragende Amt oder 
Geſchäft bei der Zollverwaltung im Gebiete der freien und Hanſeſtadt Hamburg 
nach den Geſetzen und Dienſtanweiſungen getreulich und fleißig verſehen, dabei 
auf das Zollintereſſe des Zollvereins, ſowie der demſelben angehörigen Staaten, 
einſchließlich der freien und Hanſeſtadt Hamburg, auf gleiche Weiſe bedacht fein 
will, die vermöge des Dienſtes zu meiner Kennkniß gelangenden, Geheimhaltung 
erfordernden Angelegenheiten Niemanden, als dem es zu wiſſen gebührt, offen⸗ 
baren und mich jederzeit ſo betragen wolle, wie es einem redlichen Staatsdiener 
wohl anſteht und gebührt. So wahr mir Gott helfe. 


Anlage B. 


zum 


Protokoll d. d. 3. Oktober 1868. 


Revers. 
Nachdem durch Verfügung des von mir das Angelöbniß 
erfordert worden iſt: 
bei der Verwaltung des mir anvertrauten Amtes alls 5 


das Zollintereſſe des Zollvereins, ſowie der demſelben angehörigen Staa⸗ N 
ten, einſchließlich der freien und Hanſeſtadt Hamburg, pflichtmäßig wahr 
nehmen zu wollen, 
und ich die Bedeutung dieſer Verfügung wohl verſtanden habe, ſo ertheile ich 
hiermit das erforderte Angelöbniß auf Grund des von mir geleiſteten Dienſteides 
durch eigenhändige Unterſchrift dieſes Reverſes. N 
en RE EDEN ER 2 LO 
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(Nr. 7296.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Dezember 1868., betreffend die Verleihung der 
ſiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
durch das Selkethal von der Ermsleben-Harzgeroder Chauſſee bei Meis⸗ 
dorf im Mansfelder Gebirgskreiſe, Regierungsbezirks Merſeburg, bis 
zur Grenze mit dem Herzogthum Anhalt vor Mägdeſprung. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
durch das Selkethal von der Ermsleben⸗Harzgeroder Chauſſee bei Meisdorf im 
Mansfelder Gebirgskreiſe, Regierungsbezirks Merſeburg, bis zur Grenze mit 
dem Herzogthum Anhalt vor Mägdeſprung genehmigt habe, verleihe Ich hier⸗ 
durch dem Oberjägermeiſter, Wirklichen Geheimen Rat) Grafen von der Aſſeburg 
auf Meisdorf das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem Grafen von 
der Aſſeburg für ſich und ſeine Beſitznachfolger gegen Uebernahme der künftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
eldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
hauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über 
die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vor⸗ 
ſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen an⸗ 
gewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. i 


Berlin, den 17. Dezember 1868. | 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Ißenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 7297.) Allerhöchſter Erlaß vom 28. Dezember 1868., betreffend die dem Georgs ⸗Marien⸗ 
Bergwerks- und Hüttenverein zu Osnabrück ertheilte Genehmigung zur 
Herſtellung und Benutzung einer Verbindungsbahn zwiſchen der Georgs ⸗ 
Marien ⸗Hüggelbahn und der Venlo⸗Hamburger Eiſenbahn. 


N will nach Ihrem Antrage vom 22. Dezember 1868. zu der von dem 
Georgs⸗Marien⸗Bergwerks⸗ und Hüttenverein beabſichtigten Ausdehnung des von 
der früheren Königlich Hannoverſchen Regierung ihm durch Patent vom 30. Ja⸗ 
nuar 1858. (Geſetz⸗Samml. für das Königreich Hannover von 1858. Nr. 2.) 
konzeſſionirten Unternehmens der SR un e e durch Herſtellung und 
Benutzung einer Verbindungsbahn zwiſchen derſelben und der im Baue e 
Venlo⸗Hamburger Eiſenbahn, ſowie zu dem Anſchluſſe an die letztgenannte Bahn 
nach Maaßgabe des Mir vorgelegten Plans hierdurch Meine Genehmigung unter 
der Bedingung ertheilen, 5 die Beſtimmungen ſowohl der Verordnung vom 
19. Auguſt 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1426.), betreffend die Einführung des 
Geſetzes über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. in den neu 
erworbenen Landestheilen, als auch des vorgedachten Patents vom 30. Januar 
13858., ſoweit letztere nicht durch die erſteren aufgehoben ſind, auf das geſammte 

Eiſenbahn-Unternehmen des Vereins Anwendung finden, und daß der Verein ver⸗ 
pflichtet iſt, allen Anforderungen, welche Seitens der Bundes⸗Militair⸗, Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung an die Eiſenbahngeſellſchaften geſtellt werden, auch auf 
den zu ſeinem Unternehmen gehörigen Bahnen nachzukommen. Zugleich will 
Ich dem Vereine das Recht ſowohl zur Expropriation der zur Bauausführung 
erforderlichen Grundſtücke, als auch zur vorübergehenden Benutzung fremder 

ey: Grundſtücke nach Maaßgabe der oben erwähnten Verordnung vom 19. Auguſt 

85 8 1867. hierdurch verleihen. g 

1 Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Berlin, den 28. Dezember 1868. f a 


Wilhelm. 
; Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


| — — 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 5 


